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Ü Internationale Zuständigkeit nach UMV und EuGVVO/Brüssel I a-VO

Der Begriff „Ort der Verletzungshandlung“ (in Art 97
Abs 5 UMV) ist nicht gleichbedeutend mit dem Be-
griff „Ort, an dem das schädigende Ereignis einge-
treten ist“ (in Art 5 Abs 3 EuGVVO = Art 7 Abs 2

Brüssel I a-VO). Die inländische Gerichtsbarkeit
kann daher abhängig davon unterschiedlich vorlie-
gen, ob Ansprüche auf die UMV gestützt werden
oder auf das UWG.

Sachverhalt und Verfahrensverlauf:
Die Kl, eine kalifornische AG, ist Inhaberin von drei
Unionsmarken, die jeweils das Wort „StubHub“ ent-
halten.

Der in Deutschland wohnhafte Bekl ließ sich die
Domains „stubhub.at“ und „stubhub.ch“ registrieren,
ohne aber unter diesen Domains Inhalte zu veröffent-
lichen.

Die Kl beantragte die Übertragung dieser beiden
Domains „stubhub.at“ und „stubhub.ch“, in eventu
ihre Löschung sowie als weiteres Eventualbegehren
die Unterlassung ihrer Verwendung. Der Bekl habe
unter diesen beiden Domains nie Inhalte veröffent-
licht, sondern stets beabsichtigt, sie zu einem sehr ho-
hen Preis an die Kl zu verkaufen. Die internationale
Zuständigkeit des HG Wien ergebe sich, weil die Do-
main „stubhub.at“ auf den österr Markt abziele und die
Registrierung der Domain „stubhub.ch“ (neben dem
Schweizer Recht) auch das österr Recht verletze, weil
die Einwohner Vorarlbergs sehr enge Beziehungen zur
Schweiz unterhielten und andererseits österr Unter-
nehmen ihre Produkte und Dienstleistungen auch un-
ter der Schweizer Top-Level-Domain „ .ch“ anböten.
Sowohl Art 5 Nr 3 EuGVVO als auch Art 97 Abs 5
UMV sähen einen Verletzungsgerichtsstand vor, so-
dass Klagen sowohl am Handlungs- als auch am
Erfolgsort erhoben werden könnten. Die Domain
„stubhub.at“ sei in Österreich registriert worden. Für
die Domain „stubhub.ch“ ergebe sich zumindest ein
Erfolgsort im Inland. Die Kl stützte ihre Ansprüche
auf die Verletzung ihrer Unionsmarken nach Art 9
Abs 1 lit c UMV sowie auf Behinderungswettbewerb
nach dem UWG.

Der Bekl erhob die Einreden der örtlichen sowie
der internationalen Unzuständigkeit. Der Gerichts-
stand der Unionsmarkenverletzung sei nicht gegeben,
weil der Bekl die beiden Domains bisher nicht im ge-
schäftlichen Verkehr benutzt habe. Eine Verletzung
der Markenrechte der Kl sei betreffend die Domain
„stubhub.ch“ denkunmöglich, weil die Rsp davon aus-
gehe, dass Top-Level-Domains mit einem Länder-
kennzeichen einen Bezug zum jeweiligen Staat herstell-
ten und auf den jeweiligen Markt ausgerichtet seien.
Außerdem sei Art 5 Nr 3 EuGVVO nicht anwendbar,
weil die Kl ihren Sitz in den USA habe und die behaup-

tete Behinderung an ihrem Sitz und nicht in Österreich
eintrete.

Das ErstG wies die Klage mangels inländischer Ge-
richtsbarkeit zurück. Hinsichtlich der Übertragung der
Schweizer Domain sei kein Inlandsbezug ersichtlich.
Die Zuständigkeit für die Übertragung der österr Do-
main könne nicht auf Art 5 Nr 3 EuGVVO gestützt
werden, weil die Behinderung eines Unternehmens
durch eine rechtswidrige Domainregistrierung am Sitz
des behinderten Unternehmens, hier also in den USA,
eintrete.

Das RekG verwarf die Einrede der mangelnden in-
ternationalen Zuständigkeit. Die Zuständigkeit nach
Art 97 Abs 5 GMV könne nur zugunsten
der Unionsmarkengerichte jenes MS be-
gründet werden, in dem der Bekl die be-
hauptete unerlaubte Handlung begangen
habe. Die Registrierung der Domain „stub-
hub.at“ in Österreich reiche dafür nicht aus,
sodass keine Zuständigkeit des ErstG für
Ansprüche gegeben sei, die aus der Verlet-
zung der Gemeinschaftsmarken abgeleitet
werden. Zu der – für den geltend gemachten
Behinderungswettbewerb relevanten – Zu-
ständigkeit nach der EuGVVO führte das
RekG aus, dass unter Anwendung der Grundsätze
der Rsp des EuGH iZm Klagen wegen der Verletzung
von Immaterialgüterrechten und unter Bedachtnahme
darauf, dass die beiden hier strittigen Domains objektiv
(zumindest auch) auf den österr Markt ausgerichtet
seien, die diesbezügliche internationale Zuständigkeit
des ErstG nicht zweifelhaft sei.

Der OGH gab dem RevRek der Kl teilweise Folge
und
Ü bejahte die Zuständigkeit des HG Wien, soweit we-

gen unlauteren Wettbewerbs die Übertragung der
Domain stubhub.at und das Unterlassen der Nut-
zung der Domain stubhub.ch in Österreich begehrt
wird; und

Ü wies die Klage zurück, soweit damit
– (a) wegen der Verletzung von Unionsmarken die
Übertragung, hilfsweise Löschung oder Unterlas-
sung der Nutzung der Domains stubhub.at und
stubhub.ch begehrt wird; Ü

In einem Verf zwischen ei-
nem Unternehmen in den
USA und einem Bekl in
Deutschland iZm den Top-
Level-Domains „.at“ und
„.ch“, das vor dem HG
Wien geführt wird, diffe-
renziert der OGH bei der
Beurteilung der inländi-
schen Gerichtsbarkeit.
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– (b) wegen unlauteren Wettbewerbs die Übertra-
gung, hilfsweise Löschung der Domain stubhub.
ch, und, wiederum hilfsweise, das Unterlassen
der Nutzung dieser Domain außerhalb Öster-
reichs begehrt wird.

Aus der Begründung:
[Zur Prüfung der Zuständigkeit nach der UMV]
1.1. Nach Art 97 Abs 5 UMV können die Verfahren,
welche durch die in Art 96 genannten Klagen und Wi-
derklagen anhängig gemacht werden – ausgenommen
Klagen auf Feststellung der Nichtverletzung einer
Unionsmarke –, auch bei den Gerichten des MS an-
hängig gemacht werden, in dem eine Verletzungs-
handlung begangen worden ist oder droht oder in
dem eine Handlung iSd Art 9 Abs 3 Satz 2 begangen
worden ist.

1.2. Der EuGH stellte in der E C-360/12, Coty Ger-
many GmbH/First Note Perfumes NV klar, dass der in
Art 93 Abs 5 GMV aF (entspricht Art 97 Abs 5 UMV)
enthaltene Begriff des Orts der Verletzungshandlung
nicht analog zu dem in Art 5 Nr 3 EuGVVO verwen-
deten Begriff des Orts, an dem das schädigende Ereig-
nis eingetreten ist, auszulegen ist. So wird in Rz 34 aus-
geführt:

„Was den Wortlaut von Art 93 Abs 5 der VO Nr 40/
94 anbelangt, legt der Begriff des MS, in dem eine Ver-
letzungshandlung begangen worden ist, [. . .] nahe, dass
dieser Anknüpfungspunkt auf ein aktives Verhalten des
Verletzers abstellt. Daher zielt der in dieser Bestimmung
vorgesehene Anknüpfungspunkt auf den MS ab, in dem
sich der Vorfall, der der behaupteten Verletzung zu-
grunde liegt, ereignet hat oder zu ereignen droht, und
nicht auf den MS, in dem diese Verletzung ihre Wirkun-
gen entfaltet.“

1.3. Begründet somit Art 97 Abs 5 UMV nur eine
Zuständigkeit am Handlungsort, nicht aber am Er-
folgsort, folgt daraus für die Domain „stubhub.ch“,
dass diesbezüglich keine internationale Zuständigkeit
des angerufenen Gerichts nach Art 97 Abs 5 UMV be-
steht, weil der Handlungsort für die beanstandete Re-
gistrierung dieser Domain jedenfalls nicht in Öster-
reich gelegen ist, zumal weder der Ort, von dem aus
die Registrierung eingeleitet wurde – hier wohl der
Wohnsitz des Bekl –, noch die Registrierungsstelle in
Österreich liegt.

1.4. In Bezug auf die Domain „stubhub.at“ liegt
zwar die Registrierungsstelle in Österreich, dies be-
gründet aber im konkreten Fall keinen Handlungsort
iSv Art 97 Abs 5 UMV. Der EuGH hat nämlich im Ur-
teil C-441/13, Hejduk, iZm der Verletzung von Urhe-
ber- und verwandten Schutzrechten ausgesprochen,
dass bei Internetsachverhalten als Handlung das Aus-
lösen des technischen Vorgangs anzusehen ist. Es ist
daher auch bezüglich der Domain „stubhub.at“ von ei-
nem Handlungsort am Wohnsitz des Bekl (Deutsch-
land) auszugehen.

1.5. Die Kl argumentiert unter Berufung auf EuGH,
C-523/10, Wintersteiger II, wonach die Gerichte des
MS der Eintragung der fraglichen Marke am besten be-
urteilen könnten, ob tatsächlich eine Verletzung der
geschützten nationalen Marke vorliege, dass Registrie-

rungsstaat der Marke im Fall einer Unionsmarke jeder
EU-MS und somit auch Österreich sei und damit die
Zuständigkeit des österr Gerichts für markenrechtliche
Ansprüche jedenfalls vorliege.

Dem ist entgegenzuhalten, dass diese Ausführun-
gen des EuGH iZm der Verletzung einer nationalen
Marke und der Zuständigkeit nach Art 5 Nr 3
EuGVVO (alt) zur Frage der Verwirklichung des Scha-
denserfolgs ergingen, nicht aber zur Frage des Hand-
lungsorts. Die Gewährung eines Wahlgerichtsstands
für Klagen aus der Verletzung von Unionsmarken bei
sämtlichen MS bloß aufgrund der unionsweiten Regis-
trierung widerspräche auch dem Wortlaut des Art 97
Abs 5 UMV, der verlangt, dass im MS des angerufenen
Gerichts die Verletzungshandlung begangen worden
ist oder droht. Art 97 Abs 5 UMV stellt auf ein aktives
Verhalten des Verletzers ab (vgl zuvor EuGH C-360/
12, Coty Germany), das aber nicht am Ort der Regist-
rierungsstelle, sondern am Eingabeort gesetzt wurde.

1.6. Zusammenfassend besteht daher in Bezug auf
beide [. . .] Internet-Domains kein Handlungsort im
Inland, weshalb die Klage nicht auf den Zuständig-
keitstatbestand des Art 97 Abs 5 UMV gestützt werden
kann. Die Unzuständigkeitseinrede des Bekl ist daher
insoweit berechtigt. Die Klage ist zurückzuweisen, so-
weit sie sich auf die Verletzung der Unionsmarken der
Kl stützt.

[Zur Prüfung der Zuständigkeit
nach der EuGVVO/Brüssel I a-VO]
2.1. Im Hinblick auf den Zeitpunkt der Klagseinbrin-
gung vor dem 10. 1. 2015 ist noch die [. . .] „EuGVVO
alt“ (im Folgenden „EuGVVO“) als Rechtsquelle maß-
gebend. Inhaltliche Unterschiede zum neuen Recht
(VO [EU] 1215/2012, Brüssel I a-VO) bestehen im ge-
gebenen Zusam[m]enhang jedoch nicht.

2.2. Gem Art 5 Nr 3 EuGVVO kann eine Person,
die ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines MS hat,
in einem anderen MS verklagt werden, wenn eine un-
erlaubte Handlung oder eine Handlung, die einer un-
erlaubten Handlung gleichgestellt ist, oder wenn An-
sprüche aus einer solchen Handlung den Gegenstand
des Verfahrens bilden, und zwar vor dem Gericht des
Orts, an dem das schädigende Ereignis eingetreten ist
oder einzutreten droht.

2.3. „Der Ort, an dem das schädigende Ereignis ein-
getreten ist“, umfasst iSe autonomen Auslegung des
Art 5 Nr 3 EuGVVO nach Wahl des Kl sowohl den
Erfolgsort oder Schadenseintrittsort als auch den
Handlungsort. Fallen beide Orte auseinander (Distanz-
delikt), kann der Kl zwischen dem Handlungsort und
dem Erfolgsort als Anknüpfungspunkt für die Zustän-
digkeit wählen (EuGH 21/76, Bier/Mines de Potasse,
Slg 1976, 1735). Im gegebenen Zusammenhang ist da-
her zu prüfen, ob der Erfolgsort der beanstandeten Do-
mainregistrierungen in Österreich gelegen ist.

2.4. In Bezug auf Schäden, die aus Verletzungen ei-
nes Rechts des geistigen und gewerblichen Eigentums
folgen, hat der EuGH klargestellt, dass die Verwirkli-
chung des Schadenserfolgs in einem bestimmten MS
voraussetzt, dass das Recht, dessen Verletzung geltend
gemacht wird, in diesem MS geschützt ist (C-523/10,
Wintersteiger II; C-170/12, Pinckney). Dieses Erforder-
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nis ist auf die Fälle übertragbar, in denen es um den
Schutz eines solchen Rechts durch ein innerstaatliches
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb geht (C-360/
12, Coty Germany, Rz 55–56). Im vorliegenden Fall
wirft die Kl dem Bekl Domain-Grabbing durch unlau-
tere Domainvermarktung und -blockade vor. Dieser
Tatbestand – so er erfüllt ist – verstieße als unzulässi-
ger Behinderungswettbewerb gegen das österr UWG.

2.5. In der Rs C-68/93, Shevill, hat der EuGH ausge-
sprochen, dass der Betroffene bei Verletzung seines Per-
sönlichkeitsrechts in Printmedien eine Schadenersatz-
klage gegen den Herausgeber sowohl bei den Gerichten
des Vertragsstaats, in dem der Herausgeber niedergelas-
sen ist, als auch bei den Gerichten jedes Vertragsstaats
erheben kann, in dem die Veröffentlichung verbreitet
und das Ansehen des Betroffenen nach dessen Behaup-
tung beeinträchtigt worden ist; dabei sind die erstge-
nannten Gerichte für die Entscheidung über den Ersatz
sämtlicher durch die Ehrverletzung entstandener Schä-
den und die letztgenannten Gerichte nur für die Ent-
scheidung über den Ersatz jener Schäden zuständig, die
in dem Staat des angerufenen Gerichts verursacht wor-
den sind. Daraus ist ganz allgemein abzuleiten, dass die
Zuständigkeit der Erfolgsortgerichte bei Streudelikten –
ein schädigendes Verhalten verursacht Schäden in meh-
reren Staaten – auf den im jeweiligen Gerichtsstaat ent-
standenen Schaden beschränkt ist.

In der Rs C-509/09, eDate Advertising, zu Persönlich-
keitsrechtsverletzungen durch Inhalte auf einer Internet-
website hat der EuGH diese Rsp im Kern aufrechterhal-
ten. Über Shevill hinaus hat er jedoch ausgesprochen,
dass die verletzte Person ihren Gesamtschaden auch
bei den Gerichten jenes MS geltend machen kann, in
dem sich der „Mittelpunkt ihrer Interessen“ befindet.
Die Zuständigkeit dieses Erfolgsortgerichts ist daher
nicht auf den imGerichtsstaat eingetretenen Schaden be-
schränkt. Diese umfassende Zuständigkeit hat er aller-
dings – begründet mit dem Territorialitätsgrundsatz –
für die Verletzung von Rechten des geistigen Eigentums
verneint; hier ist das Erfolgsortgericht jedenfalls nur für
den im Staat des angerufenen Gerichts eingetretenen
Schaden zuständig (C-523/10, Wintersteiger; C-170/12,
Pinckney; C-441/13, Pez Hejduk).

In C-360/12, Coty, hat der EuGH diese immaterial-
güterrechtliche Rsp für das Lauterkeitsrecht übernom-
men: Das Erfordernis, dass das Recht, dessen Verlet-
zung geltend gemacht wird, im MS des angerufenen
Gerichts geschützt sein müsse, sei auf die Fälle über-
tragbar, in denen es um den Schutz eines solchen
Rechts durch ein „innerstaatliches Gesetz gegen den un-
lauteren Wettbewerb“ gehe.

2.6. Im vorliegenden Fall sind lauterkeitsrechtliche
Beseitigungs- und Unterlassungsansprüche zu beurtei-
len. Da der Bekl in einem anderen MS ansässig ist,
könnte sich die Zuständigkeit österr Gerichte nur da-
raus ergeben, dass die Registrierung der strittigen Do-
mains auf dem österr Markt einen Schaden der Kl ver-
ursacht. In der Sache ist daher zu fragen, ob sich dieses
Verhalten auf dem österr Markt auswirkt. Wird dies
grundsätzlich bejaht, ist in einem zweiten Schritt die
Reichweite der Zuständigkeit zu prüfen.

(a)An der Auswirkung der Registrierung beider Do-
mains (auch) auf den österr Markt ist nicht zu zweifeln.

Durch die Registrierung ist es der Kl nicht möglich, un-
ter diesen Domains auf dem österr Markt tätig zu wer-
den. Ob es sich dabei um eine unlautere Behinderung
handelt, ist nicht auf der Ebene der Zuständigkeit zu
beurteilen. Hier genügt es, dass die Kl nach ihrem Vor-
bringen nicht in der Lage ist, (a) die Domain stubhub.at
in Österreich für sich zu registrieren und umfassend zu
nutzen und (b) sichmit der Domain stubhub.ch auch an
österr Kunden zu wenden. Dass Letzteres eine nicht
bloß theoretische Möglichkeit ist, folgt daraus, dass
auch österr Nutzer gezielt auf Schweizer Domains zu-
greifen, um (bspw) Informationen über das Leistungs-
angebot desDomaininhabers imNachbarstaat zu erhal-
ten. Damit ist für die hier zu prüfenden lauterkeits-
rechtlichen Ansprüche die österr Zuständigkeit grund-
sätzlich zu bejahen. Fraglich ist jedoch, wie sich die
Beschränkung auf den im Inland erlittenen Schaden
auf die Reichweite der Zuständigkeit für die hier strit-
tigen Ansprüche auf Übertragung, Löschung und Un-
terlassen der Nutzung der Domains auswirkt.

(b)Mit demHaupt- und dem ersten Eventualbegeh-
ren strebt die Kl die Übertragung, hilfsweise die Lö-
schung der beiden Domains an.

Diese Handlungen sind im jeweiligen Registrierungs-
staat umzusetzen und haben, jedenfalls bei länderspezi-
fischen Top-Level-Domains, in aller Regel dort die größ-
ten wirtschaftlichen Auswirkungen. Bei wertender Be-
trachtung ist daher anzunehmen, dass sich dieseAnsprü-
che auf den im Registrierungsstaat eingetretenen
Schaden beziehen und daher im Anwendungsbereich
von Art 5 Nr 3 EuGVVO (nur) unter die Kognition
der Gerichte dieses Staats fallen. Dies führt hier zur Zu-
ständigkeit des österr Erfolgsortgerichts für die Ansprü-
che auf Übertragung, hilfsweise Löschung der Domain
stubhub.at, nicht jedoch für diese Ansprüche in Bezug
auf dieDomain stubhub.ch. Letztere könnten nur am Sitz
des Bekl in Deutschland und allenfalls nach Art 5 Nr 3
LGVÜ in der Schweiz geltend gemacht werden.

Diese Lösung verhindert ein Ausufern der Jurisdik-
tion einzelner MS in Bezug auf in anderen MS
registrierte (länderspezifische) Top-Level-Domains.
Entschiede man anders, setzte sich unionsweit das
strengste Lauterkeitsrecht durch: Denn bejahte man
die Zuständigkeit für die Übertragung oder Löschung
einer Domain allein deswegen, weil die mit einer frem-
den Top-Level-Domain bezeichnete Website im Ge-
richtsstaat abrufbar ist, könnte der Kl die Gerichte aller
MS anrufen, die wiederum nach Art 6 Abs 1 Rom II-
VO wegen der Auswirkung auf den Markt dieses Staats
jeweils eigenes Recht anwendeten. Sähe dieses Recht
einen Anspruch auf Übertragung oder Löschung der
Domain vor, wäre die auf dieser Grundlage ergehende
Entscheidung in allen anderenMS – also auch in jenem
der Registrierung – vollstreckbar. Dem europäischen
Zuständigkeitsrecht kann ein solcher Anreiz zum Fo-
rum Shopping nicht unterstellt werden.

(c) Anders verhält es sich in Bezug auf den Unter-
lassungsanspruch. Dieser kann auf die Abrufbarkeit ei-
ner Website in einem bestimmten Staat beschränkt
werden. Insofern bezieht er sich – unabhängig vom
Ort der Registrierung der Domain – auf den Schaden,
der in diesem Staat eintritt oder einzutreten droht. Ein
auf den Gerichtsstaat beschränktes Unterlassungsbe-
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gehren fällt daher unter die Kognition jedes Gerichts,
in dessen Sprengel sich nach dem Vorbringen des Kl
die (beabsichtigte) Nutzung auswirkt. Hingegen be-
steht bei bloßer Erfolgsortzuständigkeit nach der Rsp
des EuGH keine Möglichkeit, dem Bekl auch das Un-
terlassen der Domainnutzung außerhalb des Gerichts-
staats aufzutragen.

2.7. Diese Erwägungen führen für die lauterkeits-
rechtlichen Ansprüche zu folgendem Ergebnis:

(a) Die Unzuständigkeitseinrede ist zu verwerfen, so-
weit sie sich auf das Begehren auf Übertragung der Do-
main stubhub.at bezieht. Auf die Frage, ob dieses Begeh-
ren auch inhaltlich begründet ist, kommt es auf dieser
Ebene nicht an. Über die Eventualbegehren zu dieser

Domain und die auch insofern erhobenen Unzuständig-
keitseinreden ist wegen der Zulässigkeit des Hauptbe-
gehrens derzeit nicht zu entscheiden. Sollte dieses abge-
wiesen werden, wären für die dann erforderliche zustän-
digkeitsrechtliche Beurteilung der Eventualbegehren die
oben angestellten Erwägungen maßgebend.

(b) Hingegen ist die Klage zurückzuweisen, soweit
sie auf lauterkeitsrechtlicher Grundlage die Übertra-
gung, hilfsweise Löschung der Domain stubhub.ch an-
strebt und soweit damit, wiederum hilfsweise, die Un-
terlassung der Nutzung der Domain auch außerhalb
Österreichs begehrt wird. In Bezug auf das Unterlassen
der Nutzung der Domain in Österreich ist die Unzu-
ständigkeitseinrede demgegenüber zu verwerfen. [. . .]

Ü

Anmerkung
Die vorliegende E setzt die zentralen Erkenntnisse der
jüngsten Rsp des EuGH1) zur Grenzziehung bei der in-
ternationalen Zuständigkeit in marken- und lauterkeits-
rechtlichen Angelegenheiten um. In einigen Punkten
lädt sie dabei zu weiterführenden Überlegungen ein:

1. Die Auslegung von Art 97 Abs 5 UMV wurde
bereits in der E EuGH C-360/12, Coty Germany/First
Note Perfumes, geklärt: Diese Bestimmung stellt aus-
schließlich auf den Ort der Verletzungshandlung ab;
mangels Handlungsorts im Inland (vgl EuGH C-441/
13, Hejduk) kann sich der Kl daher nicht auf diesen
Zuständigkeitstatbestand stützen.2) Beachtenswert ist
dabei, dass der 4. Senat die Klagezurückweisung zu-
nächst nur für den Rechtsgrund der Verletzung der
Unionsmarken bestätigte. Zumindest auf nationaler
Ebene wurde die Zulässigkeit einer „bloßen Rechts-
grundzurückweisung“ von der stRsp lange Zeit ver-
neint;3) einige jüngere E4) erachteten eine solche aber
als zulässig, soweit der Kl jeweils unterschiedliche
rechtserzeugende Tatsachen geltend macht. Die ent-
sprechende Sichtweise hängt dabei iW davon ab, ob
man (innerhalb des zweigliedrigen Streitgegenstands-
begriffs) die Theorie vom rechtserzeugenden Sachver-
halt oder die Theorie vom Lebenssachverhalt vertritt.5)

Aber selbst unter Zugrundelegung der Theorie vom
rechtserzeugenden Sachverhalt ließe sich nach natio-
nalem Recht eine Rechtsgrundzurückweisung vermei-
den, wenn man – wie Fasching vorschlägt – im Weg
einer Gesamtrechtsanalogie einen Zuständigkeitstat-
bestand des Sachzusammenhangs annimmt.6)

Auf europäischer Ebene sieht die Sache freilich in
zweierlei Hinsicht anders aus:

Erstens hat sich der EuGH mehrfach gegen eine
entsprechende „Annexkompetenz“ ausgesprochen.7)

Es sei nämlich unproblematisch, wenn „über die einzel-
nen Aspekte eines Rechtsstreits vor verschiedenen Ge-
richten entschieden wird“,8) zumal der Kl die Klage oh-
nehin unter sämtlichen Gesichtspunkten vor das Ge-
richt des Wohnsitzes des Bekl bringen könne.

Zweitens ist (für die Zwecke des Art 29 EuGVVO
neu) bei der Ermittlung des Streitgegenstands in An-
wendung der „Kernpunkttheorie“ des EuGH auf
Grundlage und Gegenstand der Klage abzustellen,9)

wobei mit „Grundlage“ der Sachverhalt und die
Rechtsvorschriften gemeint sind, auf die die Klage ge-

stützt wird.10) Trotz identem Klagebegehren und iden-
tem Lebenssachverhalt begründet daher etwa eine auf
die UMV gestützte Klage keine Rechtshängigkeit be-
züglich einer auf das UWG gestützten Klage und um-
gekehrt,11) sodass es der Kl auch während des anhän-
gigen entscheidungsgegenständlichen Prozesses offen-
steht, hinsichtlich des zurückgewiesenen Teils der
Klage erneut ein (im Optimalfall nunmehr internatio-
nal zuständiges) Gericht anzurufen.

Unter Berücksichtigung dieser beiden Aspekte er-
scheint die vorgenommene Rechtsgrundzurückwei-
sung jedenfalls gerechtfertigt: Sie entspricht klar den
vom EuGH vorgegebenen Stoßrichtungen bei der An-
wendung des europäischen Zuständigkeitsregimes,
zumal sie die Möglichkeiten des Forum Shopping erheb-
lich erschwert. Die mit dieser Sichtweise einhergehende
Gefahr von Mehrfachprozessen (und einander wider-
sprechenden Entscheidungen) scheint für den EuGH
demgegenüber traditionell weniger Gewicht zu besitzen.

2. Interessant ist auch ein weiterer Punkt: Bei der
Prüfung der internationalen Zuständigkeit nach dem
Brüssel-Regime war der OGH mit der Frage konfron-
tiert, wie sich die zu Art 5 Nr 3 EuGVVO (nunmehr
Art 7 Nr 2 EuGVVO neu) entwickelten Grundsätze
(insb die sog „Mosaiktheorie“) auf unteilbare Ansprü-
che, nämlich auf die Übertragung und Löschung einer
Domain, anwenden lassen. Dabei kommt der 4. Senat
zum zutreffenden Ergebnis, dass – zumindest beim
Domain-Grabbing – nur der jeweilige Registrie-
rungsstaat international zuständig ist.

1) EuGH 5. 6. 2014, C-360/12, Coty Germany/First Note Perfumes,
ÖBl 2014/57 (Musger).

2) Krit dazuHorak in Anm zu OGH 20. 12. 2016, 4 Ob 45/16w, ecolex
2017/151, nach dem die Ergebnisse der E EuGH 22. 1. 2015, C-
441/13, Hejduk, nicht zwingend auf Handlungen natürlicher Perso-
nen umlegbar seien.

3) RIS-Justiz RS0045485; vgl auch Scheuer in Fasching/Konecny3
§ 41 JN Rz 10.

4) Etwa OGH 18. 10. 2012, 4 Ob 154/12v; 3. 8. 2016, 7 Ob 132/
16m.

5) Vgl dazu Rechberger/Simotta, Grundriss8 Rz 385 ff.
6) Fasching in Fasching/Konecny2 Vor § 226 ZPO Rz 62.
7) Ausf bei Leible in Rauscher, Europäisches Zivilprozess- und Kolli-
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8) Vgl etwa EuGH 27. 9. 1988, 189/87, Kafelis, Rz 20.
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10) Vgl etwa EuGH 6. 12. 1994, C-406/92, Tatry/Maciej Rataj, Rz 39.
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isches Zivilprozess- und Kollisionsrecht4 I Art 29 Brüssel I a-VO
Rz 20.
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Die Begründung überzeugt allerdings nicht in allen
Punkten: So stellt Art 5 Nr 3 EuGVVO zwar auf den Er-
folgs- und (nach der Ubiquitätstheorie) auch auf den
Handlungsort, aber – anders, als man das aus der E he-
rauslesen könnte – jedenfalls nicht auf jenen Ort ab, an
welchem die in der Klage geforderten Leistungen (hier:
Übertragung und Löschung) umzusetzen sind. Auch
bewirkt die Verortung der internationalen Zuständigkeit
nach der EuGVVO nicht, dass das angerufene Gericht
gemArt 6 Abs 1 Rom II-VO dasmaterielle Lauterkeits-
recht des jeweils eigenen Staats anwenden könnte. Eine
korrekte Prüfung des Art 6 Abs 1 Rom II-VOmuss viel-
mehr in jedem MS zum selben Resultat – also etwa zur
Anwendung österr Lauterkeitsrechts – führen.

Das Ergebnis der Entscheidung ist dennoch zu be-
fürworten: Angesichts des generellen Strebens nach
Eindämmung von Forum Shopping sowie der jünge-

ren Tendenz des EuGH, von der Mosaiktheorie – so-
weit dies in Sonderkonstellationen notwendig er-
scheint – wieder ein Stück weit abzurücken,12) ist eine
Schwerpunktbildung zur Ermittlung des Erfolgsorts
bei unteilbaren Ansprüchen durchaus gerechtfertigt.
Dieser Schwerpunkt liegt im Bereich der unlauteren
Registrierung länderspezifischer Top-Level-Domains
in aller Regel im Registrierungsstaat; die Bejahung
der internationalen Zuständigkeit Österreichs ist inso-
weit im Ergebnis überzeugend.

Philipp Anzenberger,
Ass.-Prof., Institut für Zivilverfahrensrecht und
Insolvenzrecht, Karl-Franzens-Universität Graz

12) EuGH 25. 10. 2011, C-509/09, eDate Advertising; 21. 5. 2015, C-
352/13, Hydrogen Peroxide, ÖBl 2014/57 (Musger); vgl Stadler in
Musielak/Voit, ZPO14 Art 7 EuGVVO nF Rz 20.


